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t J \ VERBAND 

DE�VERSiHERUNGSUNTE�NEHMUNGEN 
OSTERREICHS 

�. 

Herrn 
An ton Benya 
Präsiden t d. Na tionalra ts 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
1017 Wien 

-Vers. Ihr Schreiben vom 

Betrifft: 

En twur f eines Abgabenänderungs­

gese tzes 1986 

Sehr geehr ter Herr Präsiden t! 

Ihr Zeichen 

-1/SN- 212/HE 

Akt-Nr. 7 

Ausg.-Nr. 1313/86 
Es wird höflichst gebeten. im Antwortschreiben obige Akt­
sowie Ausg.-Nr. anzuführen. 

Eing.-Nr. 

Unser Zeichen 

Dr. P /Le 
Wien, am 1 98 6 0 8 2 1 

In der Anlage übermi t teln wir Ihnen au f Wunsch des 

Bundesminis teriums für Finanzen 22 Exemplare unserer 

S tellungnahme zum Abgabenänderungsgese tz 1986 zu 

Ihrer ge fälligen In forma tion. 

Wir ho f fen bes tens gedien t zu haben und emp fehlen uns 

Anlage 

Telegramm-Adresse: Assekuranzkanzlei, Schwarzenbergplatz 7 
Telex: 133289 Oevv a 

mi t vorzüglicher Hochach tung 

Postsparkassen-Konto Nr. 7153.314 
Creditanstalt-Bankverein, Konto Nr. 29-16377 
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/ VERBAND 
DER VERSICHERUNGSUNTERNEHMUNGEN 1030 Wien 

�-..... .rF--7 Schwarzenbergplatz 7 
Telefon 75 76 51 Dw. 

. 
ÖSTERREICHS 

-Vers. Ihr Schreiben vom Ihr Zeichen 

Betrifft: 

Entwurf des Abgabenänderungsgesetzes 1986 

Sehr geehrte Herren! 

Akt-Nr. 

Ausg.-Nr. 

7 

1285/86 

Es wird höflichst gebeten. im AnlwoIIliClveiben obige Akt· 
sowie Ausg.-Nr, anzuführan. 

Eing.-Nr. 

Unser Zeichen 
Mag. W /Le 

Wien. am 1 9 8 6 08 1 3 

ZU.dem uns übermittelten Entwurf des Abgabenänderungsgesetzes 1986 

nehmen wir wie folgt Stellung: 

Abschnlt t I. 

Einkommensteuergesetz 1972 

Artikel I 

Zu Zi f f. 3 (§ 2 3 a) 

Der Verfassungsgerichtshof hat die derzeit geltende Fassung 

des § 23 a mit Erkenntnis vom 1 1. 12. 1985 aufgehoben; die 

Aufhebung tritt mit Ablauf des 3 1. 12. 1986 in Kraft. In 

der aufgehobenen Fassung waren Verluste eines Kommanditisten 

nur insoweit ausgleichsfähig, als durch die Verlustzuweisung 

kein negatives Kapitalkonto entstanden ist oder sich erhöht 

hat. Nicht ausgleichsfähige Verluste k.onnten nur mit Gewinnen 

späterer Wirtschaftsjahre verrechnet werden. 

Telegramm-Adresse: Assekuranzkanzlei, Schwarzenbergplatz 7 Postsparkassen-Konto Nr. 7153.314 
___ ...... �·.·-IiIIIIIIIIIIi·Ia .. na,;nll.linlQ""'"...Ikii-iIIII···"'· -____________________ ---.Jf"Dr[I'!J"rltliJillaJ"nllS<:::tat"lt-tt·BlR"anknkvRrAin Konto Nr. 29·16377 

... 
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Die neu e Fassu ng des § 23 a hält an dieser Beschränku ng 

der Ausgleichsfähigkeit von Verlusten gru ndsätzlich fest. 

Kommanditverluste werden danach weiter nur insoweit aus­

gleichsfähig sein, als dadurch kein negatives Kapitalkonto 

entsteht oder sich erhöht. Die nicht au sgleichsfähigen 

Verluste sollen jedoch künftig nicht nur mit späteren Gewinnen 

aus der Beteiligung verrechnet werden können, sondern auch mit 

künftigen Einlagen. 

Wir sind der Auffassung, daß die vorgesehene Neuregelung 
den Gründen, au s welchen der Verfassu ngsgerichtshof die 

alte Regelung aufgehoben hat, Rechnung trägt u nd in Ordnung 

geht. 

Es ist allerdings vorgesehen ( Abschnitt I, Art. I I I, Abs. 2), 

daß die neu e Bestimmung erstmalig bei der Veranlagung 

für das Kalenderjahr 1982 anzuwenden ist. Diese Bestimmu ng 

erfordert u nseres Erachtens eine ergänzende verfahrensrecht­

liche Regelung, daß in jenen Fällen, in denen sich durch 

die Neuregelung des § 23 a in den vergangenen Jahren bereits 

eine Verwendung der sogenannten "Wartetastenver luste" ergeben 

hätte, rechtskräftige Bescheide im Wege einer Wiederaufnahme 

des Verfahrens von Amts wegen berichtigt werden müssen. 

Ohne eine solche verfahrensrechtliche Bestimmu ng könnte 

der Fall eintreten, daß derartige "Wartetastenverluste", 

die in der Vergangenheit nicht berücksichtigt wurden, auch 

in Zukunft nicht mehr berücksichtigt werden können, weil 

sie nach dem Gesetz bereits in der Vergangenheit mit Einlagen 

zu verrechnen gewesen wären. Die Änderung des Gesetzes 

allein würde unseres Erachtens keinen au sreichenden Grund 

für die Wiederaufnahme von Verfahren, die bereits durch 

rechtskräftige Bescheide abgeschlossen sind, bilden. 

Zu Zi f f. 5 (§ 2 7 Abs. 1 Z . 1) 

Ausschüttungen auf Partizipationskapital nach dem Kredit­

wesengesetz ( KWG) oder nach dem Versicherungsau fsichtsgesetz 

( VAG) sind au fgru nd dieser Bestimmungen Einkünfte aus Kapital­

vermögen. Dagegen besteht kein Einwand. 
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Zu Zi ff. 6 (§ 27 Abs. 1 Z. 4) 

Auch gegen diese Bestimmungen, wonach Zinsen aus Ergänzungs­

kapital im Sinne des KWG oder des VAG zu den Einküften 

aus Kapitalvermögen gehören, besteht kein Einwand. 

Zu Ziff. 8 (§ 40), Ziff. 9 (§ 41 Abs. 2 z. 1) und 

Zi f f. 1 0 (§ 41 Abs. 3) 

Auch in oie.:?en Bestimmungen wiro dem Umstand Rechnun9 getr�gen, 
daß das Partizipationskapital nunmehr auch für die VAG-Novelle 

vorgesehen ist. 

Zu Zi f f. 1 7 (§ 5 7 Abs. 1 bi s. Abs. 5) 

Diese u nd die beiden nachfolgend angeführten Gesetzesstellen 

gehören zu jenen, die für die praktische Handhabung u nklar 

und erläu terungsbedürftig erscheinen und auf jeden Fall -

genaues Gegenteil einer Entrümpelung des Einkommensteu errechts -

dem Arbeitgeber einen beträchtlichen zusätzlichen Arbeitsau fwand 

bringen würden. 

Wird der endgültige Absetzbetrag im Wege des Jahresausgleichs zur 

Verrechnung gelangen oder ist eine monatliche Korrektur notwendig? 

Jedenfalls ist ein nicht unerheblicher Programmaufwand erforder­

lich. 

Zu Zi ff. 19 (§ 62 Abs. 4) 

Das Weitergelten der eingetragenen Freibeträge mag zwar für den 

Arbeitnehmer von Vorteil sein, bringt jedoch für die praktische 

Seite der Gehaltsverrechnung einige Probleme: Verrechnung bei 

Au stritten; höhere Lohnsteuerersparnis im ersten Halbjahr als 

für das zweite Halbjahr Steuer in Abzug gelangt - was dann ? 
Haftung des Arbeitgebers; etc. 
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Zu Zi f f. 2 0 ( §  6 7 Abs. 1) 

Die komplizier te Berechnungsme thode (was geschieh t bei Ein tri t ten 

während des Jahres?) schein t in keiner Rela tion zum Ergebnis zu 

s tehen. Is t eine Regelung in dieser Form wirklich unen tbehrlich? 

Zu Zi f f. 28 (§ 93 Abs. 1 Z. 1) 

Auch in dieser Bes timmung wurde berücksich tig t, daß es 

in Hinkunft das Partiz!pationskapital auch nach dem VAG 

geben wird. Die Einkommens teuer für Ausschü t tungen au f 

das Par tizi pa tionskapital wird durch Abzug vom Kapi taler trag 

( Kapi taler trags teuer) zu erheben sein. 

Ar tikel Irr 

Zu Zi f f. 4 

Hier sind jene Bes timmungen au fgezähl t, die berei ts für 

Lohnzahlungszei träume, die nach dem 31.12.1985 enden, anzu­

wenden sein sollen. Un ter anderem is t hier Zi f f. 19 (§ 62 Abs. 4) 
genann t. Au fgrund dieser neuen Bes timmungen ha t der Arbei t­

geber Ein tragungen au f der Lohns teuerkar te, deren Gel tungs­

zei traum mi t Ablau f des Kalender jahres geende t ha t, auch 

für die ers ten sechs Monate de� nächsten Kalenderjahres 

zu berücksichtigen, so fern der Arbei tnehmer nich t erklär t, 

daß eine derar tige Berücksich tigung zu un terbleiben ha t. 

Ein nach Ablau f der sechs Mona te er forderlicher Ausgleich 

in der Lohns teuerberechnung is t vom Arbei tgeber in den 

unmi t telbar darauf folgenden Mona ten vorzunehmen. 

Es is t unmöglich, diese Bes timmungen für die berei ts abge­

lau fenen ersten sechs Mona te des Jahres 1986 noch nach träg­

lich anzuwenden, d.h. Eintragungen au f der Lohns teuer­

karte, deren Geltungszei traum mi t 31.12.1985 abgelau fen 

ist, für die ersten sechs Mona te des Jahres 1986 zu berück­

sichtigen . Wir nehmen an, daß hier ein Redak tions versehen 
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vorliegt, welches in der Weise zu berichtigen wäre, daß 

der Verweis auf Z. 19 aus Art. III Ziff. 4 herausgenommen 

und in Ziff. 3 aufgenommen wird. 

Abschließend weisen wir hinsichtlich der für das Einkommen­

steuergesetz 1972 vorgesehenen Änderungen noch auf folgendes 

hin: 

Die Bundeswirtschaftskammer, Sektion Geld-, Kredit- und 

Versicherungswesen hat mit Schreiben vom 25.9.1985 Vorschläge 

für eine steuerliche Förderung der Eigenvorsorge unterbreitet. 

Eine Fotokopie dieses Schreibens legen wir bei (Beilage). 

Im Abgabenänderungsgesetz 1985 wurden die in dem erwähnten 

Schreiben der Bundeswirtschaftskammer enthaltenen Vorschläge 

nicht berücksichtigt. Wir sind der Auffassung, daß diese 

Vorschläge auch in die Stellungnahme zu dem nunmehr vor­

liegenden Entwurf des Abgabenänderungsgesetzes 1986 auf­

genommen werden sollten; die Anpassung der Betragsgrenzen 

in § 18 Abs. 2 Z. 4 und des Freibetrages in § 3 Z. 20 EStG, 

die in dem Schreiben vom 25.9.1985 unter anderem vorgeschlagen 

wurden, ist im Hinblick auf die seither verstrichene Zeit 

noch dringender geworden. 

Abschni tt Ir. 

Körperschaftssteuergesetz 196 6  

Artikel I 

Zu Ziff. 1 ( §  12 Z. 1 und 2) 

In Z. 1 ist vorgesehen, daß bei Banken und Versicherungsunter­

nehmen die Kosten der Ausgabe von Partizipationskapital 

abzugsfähig sind, soweit diese Kosten nicht aus dem Ausgabe­

aufgeld gedeckt werden können. Es bestehen unseres Erachtens 

begründete Zweifel, ob die Bestimmung, wonach Kosten der 

Ausgabe von Aktien und sonstigen Gesellschaftsanteil en, 

die aus dem Ausgabe-Aufgeld gedeckt werden können, steuerlich 

nicht abzugsfähig sind, nicht als eine unsachliche Differen­

zierung wirtschaftlich gleich gelagerter Vorgänge anzusehen 
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i s t. E s  i s t  nämlich nich t einzu sehen, warum eine Ka pi talzu­

führung mi t einem Aufgeld andere s teuerliche Kon sequenzen 

haben s oll al s eine Ka pi talzuführung ohne Aufgeld. E s  wäre 

daher zu begrüßen, wenn die be s tehende wir t schaf tlich nich t 

begründe te Differenzierung der Behandlung der K o s ten der 

Ak tien- Au sgabe nich t auch auf die K o s ten der Au sgabe v on 

Par tizi pa tion ska pi tal au sgedehn t würde. 

In Z. 2 erf olg t durch den neuen Begriff "Prämienrücker s ta t­

tungen (Gewinnbe teiligungen) tI eine termin ol ogische Anpa s sung 

an �Htl VA9",,�?'v�11�. R!<ltdi Jtit ?;\l l?QgrtL���n. 

Ferner i s t  in Z. 2 v orge sehen, daß Be träge zur Bildung der 

Ri sik orücklage bei der Ermi t tlung de s Eink ommen s abzug sfähig 

sind und daß die Auflö sung der Rücklage s teuer pflich tig i s t. 

Da die Auflö sung der Ri sikorücklage nur dann zu einer S teuer­

pflich t führ t, wenn da s Eink ommen in sge sam t posi tiv i s t, sollte 

eine F ormulierung gewähl t werden, die dem Rechnung träg t, wie z.B.: 

"Die Auflösung der Rücklage stell t einen steuer pflich tigen 
Er trag dar " oder 
"Die Auflö sung der Rücklage erhöh t den s teuerpflichtigen 
Gewinn oder verminder t den s teuerlichen Verlu s t." 

Zu Ziff. 2 (Über schrif t des § 14) und Z1ff. 3 ( §  1 4 )  

Auch hier i s t  die berei t s  erwähnte termin ol ogi sche Anpassung 

an den VAG - En twurf v orge sehen. 

In § 14 Ab s. 1 Z. 2 s oll te im In tere s se einer vollständigen 

termin ol ogi schen An pa s sung aUßerdem der Begriff IIBei trag s­

( Prämien») einnahme " durch " Prämieneinnahmetl und der Begriff 

"Beiträge ( Prämien)" durch IIPrämien" er setzt werden. Wir 

verwei sen dazu auf die Au sführungen in den Erläu terungen 

zu Art. I Z. 2 7, 29 und 57 der VAG-N o velle, wonach die Verwendung 

der Begriffe " Bei trag" und " Prämie" nebeneinander en tbehr-

lich er schein t und daher künftig vermieden werden s oll te. 

Der V AG- En twurf verwende t überall d or t, wo nich t au s schließ-

lich v om Ver sicherung sen tgel t der Mi tglieder von Ver siche­

rungs vereinen auf Gegen seitigkeit die Rede ist, einhei tlich 

den Begrif f " Prämie 11. 
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Zu 2i f f. 4 ( §  2 2 Abs. 2) 

Hier is t vorgesehen, daß für offene Aus schütt un gen auf 

Partizi pationska pital gemäß KWG oder V AG der halbe Kdrper­

scha f ts teuersa tz gilt. Diese Bes timmungen gehen in Ordnung. 

Abschnit t 111. 
Gewerbes teuergesetz 

Die Bestimmungen des § 7 Z. 1 über die Hinzurechnung von 

Dauerschuldzinsen wurden übersichtlicher gefaßt. Inhaltlich 

neu ist lediglich, daß das Ergänzungska pital von Versiche­

rungsun ternehmen nich t zu den Dauerschulden gehdrt�. 

Die Einschränkung, wonach das Ergänzun gs ka pita l von Versiche­

rungsunternehmen nur "soweit es gemäß § 73 Abs. 6 VAG den 

Eigenmitteln zuzurechnen ist " nicht zu den Dauerschulden 

gehör t, is t allerdings abzulehnen. Es wird dazu darauf 

hingewiesen, daß eine en ts prechende Einschränkung für die 

Banken nicht besteht. Diese Einschränkung sollte deshalb 

auch für Versicherungsunternehmen nicht in das Gesetz aufge­

nommen werden. Lediglich der Voll stän di gkeit halber wird 

darau f hingewiesen, daß es sta tt " §  73 Abs. 611 richtig vermut­

lich " §  73 c Ahs. 6 "  heißen müß te. 

Abschni tt VI. 

Bewertungsgesetz 1955 

Artikel I 

Gegen die vorgesehenen Änderungen, die durchwegs die Bewertung 

von Par tizi pa tionsscheinen be tre ffen und berücksichtigen, 

daß es in Hinkunft auch nach dem V AG Parti zipat ionS k apital 

geben wird, besteh t kein Einwand. 
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E s  fehlt jedoch noch immer die bereit s mehrmals angeregte 

Regelung der bewertung srechtlichen Behandlung der Risiko­

rücklage. E s  wird dazu hingewie sen, daß im Zu sammenhang 

mit der Novellierung de s Kreditwe senge setze s durch BGBl.Nr.325/86 

der § 6 4  Bewertung sgesetz durch einen Ab s. 5 ergänzt wurde; 

aufgrund die ser neuen Be stimmung i st die Haftrücklage bei 

Ban ken, die der Risikorücklage vergleichbar ist, bis zu 
einem Betrag von S 500,000.000,-- zur Gänze und hin sichtlich 

des über steigenden Betrage s zu einem Drittel vom Rohvermögen 

abzuziehen. 

Für die Ri sikorücklage bei Versicherung sunternehmen wäre 

eine ent sprechende Regelung erforderlich. E s  wird vorge schlagen, 

§ 64 Ab s. 4 de s Bewertung sge setze s wie folgt neu zu fassen: 

"Vom Rohvermögen sind bei Ver sicherung sunternehmen abzu­
ziehen: 

1. Versicherung stechni sche Rücklagen, soweit sie für 
Lei stungen au s den laufenden Ver sicherung sverträgen 

erforderlich sind; 

2. die Ri si korüc klage (§ 73 a des Versicherungsaufsichts­
ge setze s, BGBl.Nr.569/ 1978, in der jeweil s geltenden 
Fas sung) bi s zu einem Betrag von 500 000 OOO.S zur 

Gänze sowie hin sichtlich des über steigenden Betrages 
zu einem Drittel." 

Ab schni tt VII. 

Gebührenge set z 1957 

E s  ist un s aufgefallen, daß in den für das Gebührengesetz 

vorge sehenen Änderungen eine Be stimmung fehlt� wonach bei 

Aufnahme von Ergänzung s kapital durch Ver sicherungsunternehmen 

in Form von Darlehen oder Krediten eine Rechtsge schäftsgebühr 

nicht anfällt. Für Banken ergibt sich dies aus den Bestimmungen 

de s § 33 TP 8 Ab s. 2 Z. 3 und TP 19 Ab s. 4 Z. 2 GebG, wonach 

Darlehen und Kredite an Banken generell gebührenbefreit 

sind. Für Darlehen und Kredi te an Ver sicherungsunternehmen 

gibt e s  entsprechende generelle Befreiung sbe stimmungen 

nicht. Um die auch verfa s sung srechtlich gebotene Gleich stel':" 

lung bei der gebührenrechtlichen Behandlung der Aufnahme 
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von Ergänzungskapital durch Banken und Versicherungsunter­

nehmen zu erreichen, ist die Aufnahme einer ents prechenden 

Bestimmung in das GebG erforderlich. 

Die Änderung in § 9 trägt zwar formal dem Erkenntnis des 

V fGH Rechnung, läßt jedoch die verfassungsrechtlichen Beden ken 

hinsichtlich des vom Erkenntnis nicht berührten 

(weil nicht bekäm pften) Abs. 2 weiterhin bestehen. 

Abschni tt VI I I. 

Bundesabgabenordnung 

Die Änderungen in Z. 1, 2 und 3 tragen dem Umstand Rechnung, 

daß es in Hinkun ft auch von Versicherungsunternehmen ausge­

gebene Partizi pationsscheine geben wird. Gegen diese Ände-­

rungen und auch gegen die übrigen Änderungen besteht kein 

Einwand. 

Abschnitt IX. 

Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 

Zu Zi f f. 2 ( §  5 Abs. 1), Zi f f. 3 ( §  5 Abs. 2 )  und 

Zi f f. 4 ( §  8 Z. 4 )  

Hier ist neu, daß das Finanzamt für Kör perscha ften in Wien 

für den Bereich der Bundesländer Wien� Niederösterreich 

und Burgenland und die Finanzämter mit erweitertem Aufgaben­

kreis für den Bereich der übrigen Bundesländer für die 

Feststellung des gemeinen Wertes der im Gesetz genannten 

Wertpa piere, zu welchen auch Partizi pationsscheine gehören, 
zuständig sind. Dagegen besteht kein Einwand. 
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Ab schnitt X. 

Kapital verkehr steuerliche Be stimmungen 

Hier i st vorge sehen, daß das Kapital verkehr steuergesetz 

auch auf Rechte, die mit dem Partizipation skapital im Sinne 

des KWG oder des V AG verbunden sind, anzuwenden ist. Dagegen 

besteht kein Einwand. 

Mit der Bitte, sich bu stm6g1ich für die Berücksichtigung 

unserer Vor schläge zu verwenden, zeichnen wir 

mit vor üglicher Hochachtung 
! 

er Verslcherungsul1ternehmul1gen 
Österreichs . 
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SEKTION OELD-. \." UWI1'. UND VEltSJCUERUNOSWESEN 

Bundesministerium für 

Finanzen 

Abteilung Iv/6 

Himme Ipfort.gasse � - 8 
·1010 Wien 

. 

\ \ 

-

WIEDNfH HAUPTiTRA5&.B Q/Ua.'fO,. (o;zaJ "111' 
PO&TFAC;H a20, '\-1041 W"" 

WI.n •• m ....... ?.s..� ...... §.�p..�.�.m���.r. ... 1�t� 5 " . - ,  � . .  

. . . .  

Geacn4tt".hl (in cl., Anl.OR �bIl41t10' INIIO''''''' 
BS-GKV lOl.116/85-Dr.�/We 

Ihre Ntltlrlltll (Zahl, Dah.lm) 

a .. lfitlll 

St.euerliche·Förderung:der 
-

Eigen vorsorge 

Spätestens seit der Diskussion um die "Pen�ionsrerorm" ist bewußt 

geworden� daß der Zuschußbedarf der gesetzlicten Pension�versich�­

-
run!� zusammen mit dem Schuldendienst jene Buct:;c-tpost darstell t, 

deren voraussichtliche, den Budgeteinnahmen in den Steieerunssra­

ten weit'vorause�lende Entwicklung zu den ernstesten Besorgnissen 

I • 

� . 

Anlaß gibt. Die �O. ASVG-fJovelle und ihre Parallelnovell.cnll so 

fühlbar sie.sich langfristig auf das Versorgungsniveau der jetzig�n 
und erst recht der künftieen Pens i onsbez i eh � r auswirken werden, 

können das Anwachsen des
·

Bundeszuschuss�s, auf 6 oder 7 Jahre vor­

ausgeschätzt, bestenfalls um einen Jahressprunb hjnausschiebcn. 
C Kei n Verantwortlicher kann mehr guten G l a ubens bestreiten,�daß 

weitere, noch einschneidendere Maßnahmen unumGänglich sein wer-
. . 

den. Je früher �er Staat seinen Bürgern' Gelegenheit gib � und An� 

reize schafft. die drohende Reduzierung auf recht bescheidene Le­

bensvcrhäl·tnisse im Alter durch Maßnahmen der vertraglichen Da­
seinsvorsorge zu mildern� desto eher kann es ihm gelinßcn, die 

Vertrauenskrise der öffentlichen D ase i nsvorsorce in bewältigbaren 

Grenzen zu halten. 

2/--
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Es wäre daher dringend er-forderlich, bei der nächsten Novellierun, 

des EStG - womöglich schon'in dec vom Ministerrat vor kur�em ver­
abschiedeten Entwurf eines Abgabenänderungsges�tz�s 1985 - mit de 

DurchfUhrung jener Maßnahmen zu beginnen� die der da�u eingesetzt, 
Arbeitskreis im Bundesministerium für Finanzen im Sommer des 

Jahres 1985 vorgeschlagen und dem Ressortch�f vorgelegt hat: 

1.) Die Schaffung eines eigenen Sonderausgaben-HBchstbetrages 

(neben dem Plafond des jetzigen § 18 Abs. 2 Z. q EStO) aus­
s c hließlich far

' bestin�te Arten von Rentenversicherungen, 

( tunlichst im Ausmaß der jewe iligen Höchstbeitragsgrundlage 

. , 
nach ASVG • 

2.) Die, Herausnahme der Beiträge zu Krankenversicherungsverträee 

aus den Höchstbetrtigen des jetzigen § 18 Abs. 2 Z. q EStG 

(diese Beiträge sollten unbeschränkt ab z u gsfähig sein), ,da­
,mit der genann t e Rahmen besser ·für Lebens- und Pensionsver� 

sicherungen genutzt werden kann. 

}.) Die (s6hon auf Grund der Geldwerientwicklung längst fäll�ge) 

Erhöhung der Betragsgrenzen des § 18 Abs. 2 Z.l4. 

ij.) Eine zusätzliche� auf die Jahre 1987 bis 1989 beschränkte 
:.lu 11 Ju ,L'a U!J g;..1U u 1I1'I.! g;e 1 UII g fiü' E.i IlIII.'J.lb e 1 t; l'tig;t!' für fit! fl te n v ciH'� i c he' 
rungen . Sie soll helfen, die in diesen Jahren zu erwartendea 

Auszahlung(:!n aus abrci fenden Vertrtigen der ,vertraglichen Eig« 
vorsorge zuzuleiten. 

5.) Die Herabsetzung der Altersgrenze für den zusätzlichen Alter 

freibetrag von 50 wenigstens auf �5 J ahre', entspreChend der 
zunehmend häufigen Inanspruchnahme der FrUhpension. 

}/--
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6.) Erhöhung des seit _10 Jahren unveränderten Freibetrages des 
§ 3 Z. 20 ESta (zukunftso'ichernde Aufwendungen de.s Arbeit­
gebers) von öS 4.000�-- auf HS 6 . 000 ,-- pro Jahr. 

Weiters so11t� die Novelle 1m § 18 Abs. 2 EStG den nachstehend 

beschr'iebenen� unbefriedigenden Zustand beseitigen: 

Bei der Detinition der für die Absetzbarkeit erforderlichen Min­

de:) tbinde fris t i5 t neben dem Zai tpunkt das Vertragsa9schlusses 

ausdrücklieh vom Ze i tpunk t des Anfalls de!" Vers icheru.tlgss urrune im 
Erlebensfal l die Rede. 

Oie Formulierung ist demnach nur bei Kapitalversicherungen zu­
treffend. 

Trotzdem wird sie von den Finanzbeh5rden auch bei Rentenversiche­

rungen angewendet) wobeI der Zeitpunkt des Pensionsanfalls mit . . 

. ,{ dem Zeitpunkt def.j An fal l s der- Versicherungssu/lUne im Erlebensfall 

gleichgesetzt wird. Auf Grund dieser Auslegung werden bei allen 
Rentenversicherungen) deren Aufschubdauer unte r der erforderlichen 

Mindes tbinde fris t liegt) die VelOS iChcl'ungsprLimien n�cht als Son .. 

derausgaben anerknnclt. Oribci iat di� durchschnittliche �apital" 

bindung oft wesentlich Ijnger als bei ab u et z b aren Kapitalversiche­

rungen. 

Eine gesetzliche Regelung unter Beseitigung der s t euerlichen Be- I 

nachteiligung von Rentenvcruicherungen wäre wünschenswert. 

4/--
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Die vertragliche Paseinsvorsorge stellt, wie ber�it5 'ausgefUhrt, 

ein ernstes Anliegen �ller rar die Finan�ierung der Alt�r5p�n­
$ioo Verantwortlichen dar und-sollte auf breite� Ba.�s jede mög-. , 

: liche UnterstUtzung·erfahren. Die ob en angefUhrten st�u�rlichen 
• , 't, • 

Maßnahmen mUßten daher ebenso rar vergleichbare Vorsor�eEre�ukt! 

.2!!:-!!:f!..c!.!,,8�w���I�fi:l�;l!l (:;c" f,!. Vo:r'sore;esporen) Geltung htiben • .  

. Die Bundeskreditsektion bittet das geehrte.Ressort -;im Interes­
se der Förderung der privaten. Eigenvorsorge - Vorbereitungen tUr 

( eine gesetzliche Realisierung der genannten Vorschläge zu tref­
fen. Der dem Parlament zugeleitete Entwurf zum Abgabenänderungs­
gesetz 1985 wUrde, wie t:l'wtihnt, einen unlllH:tcluuren Anlaß rUr 
eine erste SChrittsetzung in dieser Richtung bieten. 

, , 

.; . 

YUr eine allenfalls gewUnschte Aussprache in dieser Angelegenheit 
·steht. die gefertigte Bundessektion gerne zur VertUgung. 

BU:�DSSSEKTION GELD-) KHEDIT- UI�D VERSICHERUNGS\YESEN 

. Der Obmann; 
I , 

-i V � . 

_ .  • '/ I 

/l &�7' 
I' L // .(J 1) { ,/ 'l-L>lJ 

f 
41 

... . 
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